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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1980 Ausgegeben am 25. April 1980 67. Stück

1 6 2 . Übereinkommen über die völkerrechtliche Haftung für Schäden durch Weltraumgegenstände
samt Erklärung (NR: GP XV RV 57 AB 111 S. 10. BR: AB 2039 S. 389.)

1 6 3 . Übereinkommen über die Registrierung von in den Weltraum gestarteten Gegenständen
(NR: GP XV RV 79 AB 193 S. 22. BR: AB 2108 S. 392.)

162.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Erklärung wird genehmigt.

(Übersetzung)
ÜBEREINKOMMEN

ÜBER DIE VÖLKER-
RECHTLICHE HAFTUNG
FÜR SCHÄDEN DURCH

WELTRAUMGEGEN-
STÄNDE

Die Vertragsstaaten —

in Anerkennung des gemein-
samen Interesses der gesamten
Menschheit an der Förderung
der Erforschung und Nutzung
des Weltraums zu friedlichen
Zwecken;

eingedenk des Vertrages über
die Grundsätze, welche die
Tätigkeiten der Staaten bei der
Erforschung und Nutzung des
Weltraums, einschließlich des
Mondes und anderer Himmels-
körper *), regeln;

unter Berücksichtigung dessen,
daß trotz der von den mit dem
Start von Weltraumgegenstän-
den befaßten Staaten und
internationalen zwischenstaat-
lichen Organisationen zu tref-
fenden Vorsichtsmaßnahmen ge-
legentlich Schäden durch derar-
tige Gegenstände verursacht
werden können;

in Erkenntnis der Notwendig-
keit, wirksame völkerrechtliche
Regeln und Verfahren hinsicht-
lich der Haftung für durch
Weltraumgegenstände verur-
sachte Schäden zu erarbeiten und

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 103/1968
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insbesondere die rasche Leistung
eines vollständigen und ange-
messenen Schadensersatzes nach
diesem Übereinkommen an die
Geschädigten sicherzustellen;

in der Überzeugung, daß die
Schaffung solcher Regeln und
Verfahren zur Stärkung der
internationalen Zusammenarbeit
auf dem Gebiet der Erforschung
und Nutzung des Weltraums
zu friedlichen Zwecken bei-
tragen wird —

sind wie folgt übereingekom-
men:

ARTIKEL I

Im Sinne dieses Übereinkom-
mens

a) bedeutet der Ausdruck
„Schaden" Tod, Körper-
verletzung oder sonstige
Gesundheitsbeeinträchti-
gung sowie Verlust oder
Schädigung des Vermögens
eines Staates oder einer
natürlichen oder juristi-
schen Person oder des Ver-
mögens einer internatio-
nalen zwischenstaatlichen
Organisation;

b) umfaßt der Ausdruck
„Start" den Startversuch;

c) bedeutet der Ausdruck
„Startstaat"

i) einen Staat, der einen
Weltraumgegenstand
startet oder dessen
Start durchführen
läßt,

ii) einen Staat, von des-
sen Hoheitsgebiet
oder Anlagen ein
Weltraumgegenstand
gestartet wird;

d) umfaßt der Ausdruck
„Weltraumgegenstand"
die Bestandteile eines
Weltraumgegenstandes
sowie sein Trägerfahrzeug
und dessen Teile.

ARTIKEL II

Ein Startstaat haftet unbe-
dingt für die Leistung von
Schadensersatz wegen eines von
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seinem Weltraumgegenstand auf
der Erdoberfläche oder an Luft-
fahrzeugen im Flug verursach-
ten Schadens.

ARTIKEL III

Verursacht ein Weltraum-
gegenstand eines Startstaates
anderswo als auf der Erdober-
fläche einen Schaden an einem
Weltraumgegenstand eines ande-
ren Startstaates oder einen Per-
sonen- oder Sachschaden an
Bord eines solchen Weltraum-
gegenstandes, so haftet der erst-
genannte Staat nur, wenn der
Schaden von ihm oder von Per-
sonen verschuldet wurde, für
die er verantwortlich ist.

ARTIKEL IV

(1) Verursacht ein Weltraum-
gegenstand eines Startstaates an-
derswo als auf der Erdober-
fläche einen Schaden an einem
Weltraumgegenstand eines ande-
ren Startstaates oder einen Per-
sonen- oder Sachschaden an
Bord eines solchen Weltraum-
gegenstandes und entsteht da-
durch einem dritten Staat oder
dessen natürlichen oder juristi-
schen Personen ein Schaden, so
haften die beiden erstgenannten
Staaten dem dritten Staat
solidarisch in folgendem Um-
fang:

a) ist der Schaden dem drit-
ten Staat auf der Erdober-
fläche oder an einem Luft-
fahrzeug im Flug entstan-
den, so haften sie dem
dritten Staat unbedingt;

b) ist der Schaden an einem
Weltraumgegenstand des
dritten Staates oder ist
der Personen- oder Sach-
schaden an Bord eines sol-
chen Weltraumgegenstan-
des anderswo als auf der
Erdoberfläche entstanden,
so haften sie dem dritten
Staat bei Verschulden
eines der beiden erstge-
nannten Staaten oder bei
Verschulden von Perso-
nen, für die einer von
ihnen verantwortlich ist.
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(2) In allen Fällen der soli-
darischen Haftung im Sinne des
Absatzes 1 wird die Schadens-
ersatzlast zwischen den beiden
erstgenannten Staaten entspre-
chend dem Ausmaß ihres je-
weiligen Verschuldens aufgeteilt;
kann das Ausmaß des Ver-
schuldens jedes dieser Staaten
nicht festgestellt werden, so haf-
ten sie zu gleichen Teilen. Diese
Aufteilung läßt das Recht des
dritten Staates unberührt, den
gesamten Schadensersatz nach
diesem Übereinkommen von
einzelnen oder allen der soli-
darisch haftenden Startstaaten
zu fordern.

ARTIKEL V

(1) Starten zwei oder mehr
Staaten einen Weltraumgegen-
stand gemeinsam, so haften sie
solidarisch für jeden daraus ent-
stehenden Schaden.

(2) Ein Startstaat, der Scha-
densersatz geleistet hat, hat einen
Ausgleichsanspruch gegen die
anderen Teilnehmer an dem ge-
meinsamen Start. Die Teil-
nehmer an einem gemeinsamen
Start können über die Auftei-
lung der finanziellen Verpflich-
tung, für die sie solidarisch haf-
ten, Übereinkünfte schließen.
Solche Übereinkünfte lassen das
Recht eines geschädigten Staates
unberührt, den gesamten Scha-
densersatz nach diesem Überein-
kommen von einzelnen oder
allen der solidarisch haftenden
Startstaaten zu fordern.

(3) Ein Staat, von dessen
Hoheitsgebiet oder Anlagen ein
Weltraumgegenstand gestartet
wird, gilt als Teilnehmer an
einem gemeinsamen Start.
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ARTIKEL VI

(1) Vorbehaltlich des Absat-
zes 2 ist ein Startstaat von der
unbedingten Haftung in dem
Ausmaß befreit, in dem er nach-
weist, daß der Schaden ganz
oder teilweise durch grobe Fahr-
lässigkeit oder durch eine mit
Schädigungsvorsatz begangene
Handlung oder Unterlassung
eines anspruchstellenden Staates
oder der von diesem vertrete-
nen natürlichen oder juristischen
Personen entstanden ist.

(2) Jede Befreiung ist ausge-
schlossen in Fällen, in denen
der Schaden aus Tätigkeiten
eines Startstaates entstanden ist,
die unvereinbar sind mit dem
Völkerrecht, insbesondere der
Satzung der Vereinten Natio-
nen und dem Vertrag über die
Grundsätze, welche die Tätig-
keiten der Staaten bei der Er-
forschung und Nutzung des
Weltraums, einschließlich des
Mondes und anderer Himmels-
körper, regeln.

ARTIKEL VII

Dieses Übereinkommen findet
keine Anwendung auf Schäden,
die durch einen Weltraumgegen-
stand eines Startstaates folgen-
den Personen zugefügt werden:

a) Angehörigen dieses Start-
staates;

b) Ausländern, während sie
am Betrieb des Weltraum-
gegenstands zu irgend-
einer Zeit zwischen seinem
Start und seiner Landung
beteiligt sind, oder wäh-
rend sie sich auf Grund
einer Einladung des Start-
staates in unmittelbarer
Nähe eines vorgesehenen
Start- oder Bergungsge-
biets befinden.

ARTIKEL VIII

(1) Ein Staat, der einen
Schaden erleidet oder dessen

113
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natürliche oder juristische Per-
sonen einen Schaden erleiden,
kann gegen den Startstaat einen
Anspruch auf Ersatz dieses
Schadens geltend machen.

(2) Hat der Heimatstaat kei-
nen Anspruch geltend gemacht,
so kann ein anderer Staat wegen
Schäden, die natürliche oder
juristische Personen in seinem
Hoheitsgebiet erlitten haben,
gegen den Startstaat einen An-
spruch geltend machen.

(3) Hat weder der Heimat-
staat noch der Staat, in dessen
Hoheitsgebiet der Schaden ein-
getreten ist, einen Anspruch gel-
tend gemacht oder seine Ab-
sicht notifiziert, einen Anspruch
geltend zu machen, so kann ein
anderer Staat wegen Schäden,
die Personen mit ständigem
Aufenthalt in diesem Staat er-
litten halben, gegen den Start-
staat einen Anspruch geltend
machen.

ARTIKEL IX

Schadensersatzansprüche gegen
einen Startstaat sind auf diplo-
matischem Wege geltend zu
machen. Unterhält ein Staat zu
dem betreffenden Startstaat
keine diplomatischen Beziehun-
gen, so kann er einen anderen
Staat ersuchen, seinen. Anspruch
gegen den betreffenden Start-
staat geltend zu machen oder
seine Interessen nach diesem
Übereinkommen in sonstiger
Weise zu vertreten. Er kann
seinen. Anspruch auch durch den
Generalsekretär der Vereinten
Nationen geltend machen, so-
fern sowohl der anspruchstel-
lende Staat als auch der Start-
staat Mitglied der Vereinten
Nationen sind.

ARTIKEL X

(1) Ein Schadensersatzanspruch
kann nur innerhalb eines Jah-
res nach Eintritt des Schadens
oder nach Feststellung des haft-
pflichtigen Startstaates diesem
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gegenüber geltend gemacht
werden.

(2) Ist einem Staat jedoch der
Eintritt eines Schadens nicht be-
kannt oder war er nicht im-
stande, den haftpflichtigen
Startstaat festzustellen, so kann
er innerhalb eines Jahres, nach-
dem er von den genannten Tat-
sachen Kenntnis erlangt, einen
Anspruch geltend machen; diese
Frist darf jedoch ein Jahr seit
dem Zeitpunkt, zu dem von
dem Staat billigerweise erwartet
werden konnte, daß er bei An-
wendung der gebotenen Sorg-
falt von den Tatsachen hätte
Kenntnis erlangen können, nicht
überschreiten.

(3) Die Fristen nach den Ab-
sätzen 1 und 2 gelten auch,
wenn das volle Ausmaß des
Schadens nicht bekannt ist. In
diesem Fall ist jedoch der an-
spruchstellende Staat berechtigt,
nach Ablauf der betreffenden
Frist innerhalb eines Jahres nach
Bekanntwerden des vollen Aus-
maßes des Schadens seinen An-
spruch zu ändern und zusätz-
liche Unterlagen vorzulegen.

ARTIKEL XI

(1) Die Geltendmachung eines
Schadensersatzanspruchs gegen
einen Startstaat nach diesem
Übereinkommen setzt nicht die
Erschöpfung der innerstaatlichen
Rechtsmittel voraus, die einem
anspruchstellenden Staat oder
den von ihm vertretenen natür-
lichen oder juristischen Perso-
nen zur Verfügung stehen.

(2) Dieses Übereinkommen
hindert einen Staat oder eine
von ihm vertretene natürliche
oder juristische Person nicht
daran, vor den Gerichten öder
Verwaltungsbehörden eines
Startstaates einen Anspruch zu
verfolgen. Ein Staat ist jedoch
nicht berechtigt, einen Anspruch
nach diesem Übereinkommen
wegen eines Schadens geltend zu
machen, dessentwegen bereits
vor den Gerichten oder Verwal-
tungsbehörden eines Startstaates
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oder nach einer anderen, die be-
treffenden Staaten bindenden
internationalen Übereinkunft
ein Anspruch verfolgt wird.

ARTIKEL XII

Die Höhe des Schadensersat-
zes, den der Startstaat nach die-
sem Übereinkommen zu leisten
verpflichtet ist, wird in Überein-
stimmung mit dem Völkerrecht
und den Grundsätzen der Ge-
rechtigkeit und Billigkeit so fest-
gesetzt, daß durch die Ersatz-
leistung die natürliche oder
juristische Person, der Staat
oder die internationale Organi-
sation, für die der Anspruch gel-
tend gemacht wird, so gestellt
wird, als sei der Schaden nicht
eingetreten.

ARTIKEL XIII

Sofern nicht der anspruchstel-
lende Staat und der Staat, der
nach diesem Übereinkommen
schadensersatzpflichtig ist, eine
andere Art der Ersatzleistung
vereinbaren, ist der Schadenser-
satz in der Währung des an-
spruchstellenden Staates oder
auf dessen Verlangen in der
Währung des schadensersatz-
pflichtigen Staates zu leisten.

ARTIKEL XIV

Kommt innerhalb eines Jah-
res, nachdem der anspruchstel-
lende Staat dem Startstaat noti-
fiziert hat, daß er die Unter-
lagen für seinen Anspruch vor-
gelegt hat, eine Regelung des
Anspruchs durch diplomatische
Verhandlungen nach Artikel IX
nicht zustande, so setzen die be-
teiligten Parteien auf Antrag
einer der Parteien eine Schieds-
kommission ein.

ARTIKEL XV

(1) Die Schiedskommission be-
steht aus drei Mitgliedern, und
zwar aus einem von dem an-
spruchstellenden Staat bestellten
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Mitglied, einem von dem Start-
staat bestellten Mitglied und
dem von beiden Parteien ge-
meinsam bestimmten dritten
Mitglied als Vorsitzenden. Jede
Partei bestellt ihr Mitglied
innerhalb von zwei Monaten
nach dem Antrag auf Einset-
zung der Schiedskommission.

(2) Kommt innerhalb von
vier Monaten nach dem Antrag
auf Einsetzung der Kommission
eine Einigung über die Person
des Vorsitzenden nicht zustande,
so kann jede Partei den Gene-
ralsekretär der Vereinten Natio-
nen ersuchen, den Vorsitzenden
innerhalb einer weiteren Frist
von zwei Monaten zu bestellen.

ARTIKEL XVI

(1) Bestallt eine Partei ihr
Mitglied nicht innerhalb der
vorgeschriebenen Frist, so be-
steht auf Antrag der anderen
Partei die Schiedskommission
nur aus dem Vorsitzenden.

(2) Wird ein Sitz in der Kom-
mission aus irgendeinem Grunde
frei, so wird er nach dem für
die ursprüngliche Bestellung an-
gewendeten Verfahren neu be-
setzt.

(3) Die Kommission regelt ihr
Verfahren selbst.

(4) Die Kommission bestimmt
den oder die Orte, an denen sie
zusammentritt, und ordnet alle
sonstigen Verwaltungsangelegen-
heiten.

(5) Entscheidungen und
Schiedssprüche der Kommission
ergehen mit Stimmenmehrheit,
es sei denn, daß die Kommis-
sion aus einem einzigen Mit-
glied besteht.

ARTIKEL XVII

Die Zahl der Mitglieder der
Schiedskommission erhöht sich
nicht dadurch, daß zwei oder
mehr anspruchstellende Staaten
oder zwei oder mehr Startstaa-
ten an einem Verfahren vor der
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Kommission beteiligt sind. Die
an einem solchen Verfahren be-
teiligten anspruchstellenden
Staaten bestellen in derselben
Weise und unter denselben Be-
dingungen, die für einen ein-
zeln auftretenden anspruch-
stellenden Staat gelten, gemein-
sam ein Kommissionsmitglied.
Sind zwei oder mehr Start-
staaten an einem solchen Ver-
fahren beteiligt, so bestellen sie
in derselben Weise gemeinsam
ein Kommissionsmitglied. Be-
stellen die anspruchstellenden
Staaten oder die Startstaaten ihr
Mitglied nicht innerhalb der
vorgeschriebenen Frist, so be-
steht die Kommission nur aus
dem Vorsitzenden.

ARTIKEL XVIII

Die Schiedskommission ent-
scheidet über den Schadensersatz-
anspruch dem Grunde nach und
setzt gegebenenfalls die Höhe
des zu leistenden Schadensersat-
zes fest.

ARTIKEL XIX

(1) Die Schiedskommission
richtet sich bei ihrer Tätigkeit
nach Artikel XII.

(2) Die Entscheidung der
Kommission ist endgültig und
bindend, falls die Parteien dies
vereinbart haben; anderenfalls
fällt die Kommission einen end-
gültigen Schiedsspruch empfeh-
lenden Charakters, den die Par-
teien nach Treu und Glauben
berücksichtigen. Die Kommis-
sion legt die Gründe für ihre
Entscheidung oder ihren
Schiedsspruch dar.

(3) Die Kommission fällt ihre
Entscheidung oder ihren
Schiedsspruch so rasch wie mög-
lich, spätestens jedoch ein Jahr
nach ihrer Einsetzung, sofern
sie nicht eine Verlängerung die-
ser Frist für notwendig erachtet.

(4) Die Kommission veröffent-
licht ihre Entscheidung oder
ihnen Schiedsspruch. Sie über-
mittelt jeder Partei und dem
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Generalsekretär der Vereinten
Nationen eine beglaubigte Ab-
schrift ihrer Entscheidung oder
ihres Schiedsspruches.

ARTIKEL XX

Die Kosten der Schiedskom-
mission werden von den Par-
teien zu gleichen Teilen getra-
gen, sofern die Kommission
nicht etwas anderes beschließt.

ARTIKEL XXI

Stellt der vom einem Welt-
raumgegenstand verursachte
Schaden eine Gefahr großen
Ausmaßes für Menschenleben
dar oder beeinträchtigt er ernst-
haft die Lebensbedingungen der
Bevölkerung oder das Funktio-
nieren lebenswichtiger Zentren,
so prüfen die Vertragsstaaten,
insbesondere der Startstaat, die
Möglichkeit, dem geschädigten
Staat auf sein Ersuchen ange-
messene und rasche Hilfe zu
leisten. Dieser Artikel berührt
jedoch nicht die Rechte und
Pflichten der Vertragsstaaten aus
diesem Übereinkommen.

ARTIKEL XXII

(1) In diesem Übereinkom-
men, mit Ausnahme der Ar-
tikel XXIV bis XXVII, geilten
Bezugnahmen auf Staaten als
Bezugnahmen auf jede inter-
nationale zwischenstaatliche
Organisation, die Tätigkeiten im
Weltraum ausübt, sofern sie er-
klärt, daß sie die Rechte und
Pflichten aus diesem Überein-
kommen annimmt, und sofern
die Mehrheit der Mitglied-
staaten dar Organisation Ver-
tragsstaaten dieses Übereinkom-
mens und des Vertrags über die
Grundsätze, welche die Tätig-
keiten der Staaten bei der Er-
forschung und Nutzung des
Weltraums, einschließlich des
Mondes und anderer Himmels-
körper, regeln, sind.

(2) Mitgliedstaaten einer sol-
chen Organisation, die Vertrags-
staaten dieses Übereinkommens
sind, unternehmen alle geeigne-
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ten Schritte, um sicherzustellen,
daß die Organisation eine Er-
klärung nach Absatz 1 abgibt.

(3) Ist eine internationale zwi-
schenstaatliche Organisation
nach diesem Übereinkommen
für einen Schaden' haftbar, so
haften die Organisation und die-
jenigen ihrer Mitglieder, die
Vertragsstaaten dieses Überein-
kommens sind, solidarisch, wo-
bei jedoch

a) ein Anspruch auf Ersatz
eines solchen Schadens zu-
erst gegen die Organisa-
tion geltend zu machen
ist;

b) der anspruchstellende
Staat diejenigen Mitglie-
der, die Vertragsstaaten
dieses Übereinkommens
sind, auf Zahlung dieses
Betrages erst in Anspruch
nehmen kann, wenn die
Organisation innerhalb
von sechs Monaten den als
Schadensersatz vereinbar-
ten oder festgesetzten Be-
trag nicht gezahlt hat.

(4) Schadensersatzansprüche
nach diesem Übereinkommen
wegen Schäden, die einer Orga-
nisation entstanden sind, die
eine Erklärung nach Absatz 1
abgegeben hat, sind von einem
Mitgliedstaat der Organisation
geltend zu machen, der Ver-
tragsstaat dieses Übereinkom-
mens ist.

ARTIKEL XXIII

(1) Dieses Übereinkommen
läßt andere in Kraft befindliche
internationale Übereinkünfte
insoweit unberührt, als es sich
um die Beziehungen zwischen
den Vertragsstaaten dieser
Übereinkünfte handelt.

(2) Dieses Übereinkommen
hindert Staaten nicht daran,
internationale Übereinkünfte zu
seiner Bestätigung, Ergänzung
oder Erweiterung zu schließen.
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ARTIKEL XXIV

(1) Dieses Übereinkommen
liegt für alle Staaten zur Unter-
zeichnung auf. Jeder Staat, der
es vor seinem Inkrafttreten nach
Absatz 3 nicht unterzeichnet
hat, kann ihm jederzeit beitre-
ten.

(2) Dieses Übereinkommen
bedarf der Ratifikation durch
die Unterzeichnerstaaten. Die
Ratifikations- und die Beitritts-
urkunden sind bei den
Regierungen der Union der
Sozialistischen Sowjetrepubliken,
des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland
sowie der Vereinigten Staaten
von Amerika zu hinterlegen,
die hiermit zu Depositarregie-
rungen bestimmt werden.

(3) Dieses Übereinkommen
tritt mit Hinterlegung der fünf-
ten Ratifikationsurkunde in
Kraft.

(4) Für Staaten, deren Ratifi-
kations- oder Beitrittsurkunden
nach dem Inkrafttreten dieses
Übereinkommens hinterlegt
werden, tritt es mit Hinterle-
gung ihrer Ratifikations- oder
Beitrittsurkunde in Kraft.

(5) Die Depositarregierungen
unterrichten alsbald alle Unter-
zeichnerstaaten und alle beitre-
tenden Staaten über den Zeit-
punkt jeder Unterzeichnung und
jeder Hinterlegung einer Ratifi-
kations- oder Beitrittsurkunde
zu diesem Übereinkommen, den
Zeitpunkt seines Inkrafttretens
und über sonstige Mitteilungen.

(6) Die Depositarregierungen
lassen dieses Übereinkommen
nach Artikel 102 dar Satzung
der Vereinten Nationen regi-
strieren.

ARTIKEL XXV

Jeder Vertragsstaat kann
Änderungen dieses Überein-
kommens vorschlagen. Ände-
rungen treten für jeden Ver-



1174 67. Stück — Ausgegeben am 25. April 1980 — Nr. 162

tragsstaat, der sie annimmt, in
Kraft, sobald die Mehrheit der
Vertragsstaaten sie angenommen
hat; für jeden weiteren Ver-
tragsstaat treten sie mit der An-
nahme durch diesen in Kraft.

ARTIKEL XXVI

Zehn Jahre nach Inkrafttre-
ten dieses Übereinkommens
wird die Frage der Überprüfung
des Übereinkommens auf die
vorläufige Tagesordnung der
Generalversammlung der Ver-
einten Nationen gesetzt, um
angesichts der Anwendung des
Übereinkommens bis zu diesem
Zeitpunkt zu prüfen, ob es einer
Revision bedarf. Nachdem das
Übereinkommen fünf Jahre in
Kraft gewesen ist, wird jedoch
auf Antrag eines Drittels der
Vertragsstaaten und mit Zu-
stimmung der Mehrheit der
Vertragsstaaten eine Konferenz
der Vertragsstaaten zur Über-
prüfung dieses Übereinkommens
einberufen.

ARTIKEL XXVII

Jeder Vertragsstaat kann von
diesem Übereinkommen ein Jahr
nach dessen Inkrafttreten durch
eine schriftliche, an die Deposi-
tarregierungen gerichtete Noti-
fikation zurücktreten. Der
Rücktritt wird ein Jahr nach
Eingang dieser Notifikation
wirksam.

ARTIKEL XXVIII
Dieses Übereinkommen, des-

sen chinesischer, englischer,
französischer, russischer und
spanischer Wortlaut gleicher-
maßen authentisch ist, wird in
den Archiven der Depositarre-
gierungen hinterlegt. Beglau-
bigte Abschriften dieses Über-
einkommens werden den Regie-
rungen der Staaten, die es
unterzeichnen oder ihm beitre-
ten, von den Depositarregierun-
gen zugeleitet.
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ZU URKUND DESSEN
haben die hierzu gehörig be-
fugten Unterzeichneten dieses
Übereinkommen unterschrieben.

GESCHEHEN zu London,
Moskau und Washington am
29. März 1972 in drei Urschrif-
ten.

E r k l ä r u n g
Unter Bezugnahme auf die Be-

stimmungen des Operativpara-
graphen 3 der Resolution 2777
(XXVI), die von der General-
versammlung der Vereinten
Nationen am 29. November
1971 angenommen wurde, er-
kläre ich im Namen der Re-
publik Österreich, daß Öster-
reich die Entscheidung einer
Schiedskommission betreffend
einen Streitfall, dessen Partei
Österreich gemäß den Bestim-
mungen des am 29. März 1972
in London, Moskau und
Washington zur Unterzeichnung
aufgelegten Übereinkommens
über die völkerrechtliche Haf-
tung für Schäden durch Welt-
raumgegenstände ist, gegenüber
jedem anderen Staat, der dieselbe
Verpflichtung annimmt, als bin-
dend anerkennt.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichneten und vom Bundeskanzler gegengezeichneten Rati-
fikationsurkunden wurden am 10. Jänner 1980 bei den Regierungen der Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken, des Vereinigten Königreichs von Großbritannien und Nordirland und der Ver-
einigten Staaten von Amerika hinterlegt; das Übereinkommen ist gemäß seinem Art. XXIV Abs. 4
am selben Tag für Österreich in Kraft getreten.

Nach den bis 31. März 1980 eingelangten Mitteilungen der Depositarregierungen haben nach-
stehende Staaten ihre Ratifikations- oder Beitrittsurkunde zum Übereinkommen hinterlegt:

Australien, Belgien, Benin, Botswana, Brasilien, Bulgarien, Bundesrepublik Deutschland (ein-
schließlich Berlin-West), Chile, Dänemark, Deutsche Demokratische Republik, Dominikanische
Republik, Ecuador, Fidschi, Finnland, Frankreich, Griechenland, Indien, Irak, Iran, Irland, Israel,
Jugoslawien, Kanada, Katar, Kenia, Republik Korea, Kuwait, Laos, Liechtenstein, Mali, Malta,
Mexiko, Mongolei, Neuseeland, Niger, Pakistan, Panama, Polen, Sambia, Saudi Arabien, Schweden,
Schweiz, Senegal, Seychellen, Singapur, Sowjetunion, Spanien, Sri Lanka, Syrien, Taiwan, Togo,
Trinidad und Tobago, Tschechoslowakei, Tunesien, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Venezuela, Ver-
einigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Weiß-
rußland und Zypern.

Die Europäische Weltraumorganisation hat gemäß Art. XXII des Übereinkommens eine Er-
klärung abgegeben, daß sie die Rechte und Pflichten aus diesem Übereinkommen annimmt.

Anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikations- oder Beitrittsurkunden haben Dänemark,
Irland, Kanada und Schweden inhaltlich gleichlautende Erklärungen wie die der österreichischen ab-
gegeben, Neuseeland hat erklärt, daß es Beschlüsse einer gemäß Art. XIV des Übereinkommens
errichteten Schiedskommission als verbindlich anerkennt.

Kreisky
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163.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)
ÜBEREINKOMMEN

ÜBER DIE REGISTRIE-
RUNG VON IN DEN
WELTRAUM GESTAR-

TETEN GEGEN-
STÄNDEN

DIE VERTRAGSSTAATEN
— IN ANERKENNUNG des
gemeinsamen Interesses der ge-
samten Menschheit an der För-
derung der Erforschung und
Nutzung des Weltraums zu fried-
lichen Zwecken,

EINGEDENK DESSEN, daß
der Vertrag vom 27. Jänner 1967
über die Grundsätze, welche
die Tätigkeiten der Staaten bei
der Erforschung und Nutzung
des Weltraums, einschließlich
des Mondes und anderer Him-
melskörper*), regeln, bestimmt,
daß die Staaten für ihre natio-
nalen Tätigkeiten im Weltraum
völkerrechtlich verantwortlich
sind, und auf den Staat Bezug
nimmt, in dessen Register ein
in den Weltraum gestarteter
Gegenstand eingetragen ist,

EINGEDENK AUCH DES-
SEN, daß das Übereinkommen
vom 22. April 1968 über die
Rettung und die Rückführung
von Raumfahrern sowie die
Rückgabe von in den Weltraum
gestarteten Gegenständen **)
vorsieht, daß eine Startbehörde
auf Ersuchen vor der Rückgabe
eines von ihr in den Weltraum
gestarteten Gegenstands der jen-
seits der für die Startbehörde
maßgebenden Gebietsgrenzen
aufgefunden wird, Erkennungs-
merkmale mitzuteilen hat,

EINGEDENK FERNER
DESSEN, daß das Übereinkom-
men vom 29. März 1972 über
die völkerrechtliche Haftung
für Schäden durch Weltraum-

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 103/1968
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 110/1970
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gegenstände *) völkerrechtli-
che Regeln und Verfahren hin-
sichtlich der Haftung der Start-
staaten für durch ihre Weltraum-
gegenstände verursachte Schäden
festlegt,

IN DEM WUNSCH, ange-
sichts des Vertrags über die
Grundsätze, welche die Tätig-
keiten der Staaten bei der Erfor-
schung und Nutzung des Welt-
raums, einschließlich des Mondes
und anderer Himmelskörper,
regeln, die nationale Registrie-
rung von in den Weltraum
gestarteten Gegenständen durch
die Startstaaten vorzusehen,

IN DEM WUNSCH AUCH,
auf obligatorischer Grundlage
ein vom Generalsekretär der
Vereinten Nationen zu führendes
zentrales Register von in den
Weltraum gestarteten Gegen-
ständen einzurichten,

IN DEM WUNSCH FER-
NER, den Vertragsstaaten
zusätzliche Mittel und Verfahren
zur Verfügung zu stellen, um
die Identifizierung von Welt-
raumgegenständen zu erleich-
tern,

IN DER ÜBERZEUGUNG,
daß ein obligatorisches System
der Registrierung von in den
Weltraum gestarteten Gegenstän-
den insbesondere ihre Identi-
fizierung erleichtern sowie zur
Anwendung und Entwicklung
des Völkerrechts auf dem
Gebiet der Erforschung und
Nutzung des Weltraums bei-
tragen würde —

SIND wie folgt ÜBEREIN-
GEKOMMEN:

Artikel I

Im Sinne dieses Übereinkom-
mens

a) bedeutet der Ausdruck
„Startstaat"
i) einen Staat, der ei-

nen Weltraumgegen-
stand startet oder dessen
Start durchführen läßt,

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 162/1980
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ii) einen Staat, von dessen
Hoheitsgebiet oder An-
lagen ein Weltraum-
gegenstand gestartet
wird;

b) umfaßt der Ausdruck
„Weltraumgegenstand" die
Bestandteile eines Welt-
raumgegenstands sowie
sein Trägerfahrzeug und
dessen Teile;

c) bedeutet der Ausdruck
„Registerstaat" einen Start-
staat, in dessen Register ein
Weltraumgegenstand in
Übereinstimmung mit Arti-
kel II eingetragen ist.

Artikel II

(1) Wird ein Weltraumgegen-
stand in eine Erdumlaufbahn
oder darüber hinaus gestartet,
so registriert der Startstaat den
Weltraumgegenstand durch eine
Eintragung in ein entsprechen-
des von ihm zu führendes Regi-
ster. Der Startstaat benachrich-
tigt den Generalsekretär der
Vereinten Nationen von der
Einrichtung dieses Registers.

(2) Gibt es in bezug auf einen
solchen Weltraumgegenstand
zwei oder mehr Startstaaten, so
legen sie gemeinsam fest, welcher
von ihnen den Gegenstand in
Übereinstimmung mit Absatz 1
registriert, wobei Artikel VIII
des Vertrags über die Grund-
sätze, welche die Tätigkeiten der
Staaten bei der Erforschung und
Nutzung des Weltraums, ein-
schließlich des Mondes und ande-
rer Himmelskörper, regeln, zu
berücksichtigen ist; entspre-
chende Übereinkünfte, die
zwischen den Startstaaten hin-
sichtlich Hoheitsgewalt und
Kontrolle über den Weltraum-
gegenstand und dessen Be-
satzung geschlossen worden
sind oder künftig geschlossen
werden, bleiben unberührt.

(3) Der Inhalt des Registers
und die Bedingungen, unter
denen es geführt wird, werden
vom jeweiligen Registerstaat be-
stimmt.
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Artikel III

(1) Der Generalsekretär der
Vereinten Nationen führt ein
Register, in das die nach Arti-
kel IV übermittelten Angaben
eingetragen werden.

(2) Die Angaben in diesem
Register sind in vollem Umfang
und frei zugänglich.

Artikel IV

(1) Jeder Registerstaat über-
mittelt dem Generalsekretär
der Vereinten Nationen, sobald
dies praktisch möglich ist, die
folgenden Angaben über jeden
in sein Register eingetragenen
Weltraumgegenstand:

a) Name des Startstaats oder
der Startstaaten;

b) eine geeignete Bezeichnung
des Weltraumgegenstands
oder seine Registernum-
mer;

c) Datum und Hoheitsgebiet
oder Ort des Startes;

d) grundlegende Parameter
der Umlaufbahn, ein-
schließlich
i) Umlaufzeit,

ii) Bahnneigung,
iii) Apogäum,
iv) Perigäum;

e) allgemeine Funktion des
Weltraumgegenstands.

(2) Jeder Registerstaat kann
dem Generalsekretär der Ver-
einten Nationen von Zeit zu
Zeit zusätzliche Angaben über
einen in sein Register einge-
tragenen Weltraumgegenstand
übermitteln.

(3) Jeder Registerstaat be-
nachrichtigt den Generalsekretär
der Vereinten Nationen in größt-
möglichem Umfang und sobald
dies praktisch möglich ist von
Weltraumgegenständen, über die
er früher Angaben übermittelt
hat und die sich in einer Erd-
umlaufbahn befunden haben,
aber nicht mehr befinden.

Artikel V

Ist ein in eine Erdumlaufbahn
oder darüber hinaus gestarteter
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Weltraumgegenstand mit der
Bezeichnung oder Register-
nummer nach Artikel IV
Absatz 1 Buchstabe b oder mit
beiden gekennzeichnet, so
notifiziert der Registerstaat dies
dem Generalsekretär der Ver-
einten Nationen, wenn er die
Angaben über den Weltraum-
gegenstand nach Artikel IV
übermittelt. In diesem Fall ver-
merkt der Generalsekretär der
Vereinten Nationen die Notifi-
kation im Register.

Artikel VI

Hat die Anwendung der Be-
stimmungen dieses Überein-
kommens es einem Vertrags-
staat nicht ermöglicht, einen
Weltraumgegenstand zu iden-
tifizieren, der diesem Staat oder
einer seiner natürlichen oder
juristischen Personen Schaden
zugefügt hat oder der seiner
Art nach gefährlich oder schäd-
lich sein könnte, so entsprechen
die anderen Vertragsstaaten,
darunter insbesondere Staaten,
die über Überwachungs- und
Bahnverfolgungsanlagen für
Weltraumgegenstände verfügen,
in größtmöglichem Umfang
einem von diesem Vertragsstaat
oder in seinem Namen vom
Generalsekretär der Vereinten
Nationen gestellten Ersuchen
um Unterstützung zu ange-
messenen und vernünftigen
Bedingungen bei der Identifi-
zierung des Gegenstands. Ein
Vertragsstaat, der ein solches
Ersuchen stellt, übermittelt in
größtmöglichem Umfang Anga-
ben über Zeitpunkt, Art und
Umstände der Ereignisse, die
Anlaß zu dem Ersuchen gegeben
haben. Die Bedingungen, zu
denen eine derartige Unterstüt-
zung gewährt wird, sind Gegen-
stand einer Übereinkunft zwi-
schen den betroffenen Parteien.

Artikel VII

(1) In diesem Übereinkom-
men, mit Ausnahme der Artikel
VIII bis XII, gelten Bezug-
nahmen auf Staaten als Bezug-
nahmen auf jede internationale
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zwischenstaatliche Organisation,
die Tätigkeiten im Weltraum
ausübt, sofern sie erklärt, daß
sie die Rechte und Pflichten aus
diesem Übereinkommen an-
nimmt, und sofern die Mehrheit
der Mitgliedstaaten der Organi-
sation Vertragsstaaten dieses
Übereinkommens und des Ver-
trages über die Grundsätze,
welche die Tätigkeiten der Staa-
ten bei der Erforschung und
Nutzung des Weltraums, ein-
schließlich des Mondes und ande-
rer Himmelskörper, regeln, sind.

(2) Mitgliedstaaten einer sol-
chen Organisation, die Ver-
tragsstaaten dieses Überein-
kommens sind, unternehmen
alle geeigneten Schritte, um
sicherzustellen, daß die Organi-
sation eine Erklärung nach
Absatz 1 abgibt.

Artikel VDI

(1) Dieses Übereinkommen
liegt für alle Staaten am Sitz der
Vereinten Nationen in New
York zur Unterzeichnung auf.
Jeder Staat, der es vor seinem
Inkrafttreten nach Absatz 3 nicht
unterzeichnet hat, kann ihm
jederzeit beitreten.

(2) Dieses Übereinkommen
bedarf der Ratifikation durch die
Unterzeichnerstaaten. Die Ratifi-
kations- und Beitrittsurkunden
sind beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen zu hinter-
legen.

(3) Dieses Übereinkommen
tritt zwischen den Staaten, die
Ratifikationsurkunden hinter-
legt haben, mit Hinterlegung
der fünften Ratifikationsur-
kunde beim Generalsekretär
der Vereinten Nationen in Kraft.

(4) Für Staaten, deren Ratifi-
kations- oder Beitrittsurkunden
nach dem Inkrafttreten dieses
Übereinkommens hinterlegt
werden, tritt es mit Hinterlegung
ihrer Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunde in Kraft.
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(5) Der Generalsekretär
der Vereinten Nationen unter-
richtet umgehend alle Unter-
zeichnerstaaten und alle bei-
tretenden Staaten über den Zeit-
punkt jeder Unterzeichnung und
jeder Hinterlegung einer Ratifi-
kations- oder Beitrittsurkunde
zu diesem Übereinkommen, den
Zeitpunkt seines Inkrafttretens
und über sonstige Mitteilungen.

Artikel IX
Jeder Vertragsstaat kann

Änderungen des Übereinkom-
mens vorschlagen. Änderungen
treten für jeden Vertragsstaat,
der sie annimmt, in Kraft, sobald
die Mehrheit der Vertragsstaaten
sie angenommen hat; für jeden
weiteren Vertragsstaat treten sie
mit der Annahme durch diesen
in Kraft.

Artikel X
Zehn Jahre nach Inkraft-

treten dieses Übereinkommens
wird die Frage der Überprüfung
des Übereinkommens auf die
vorläufige Tagesordnung der
Generalversammlung der Ver-
einten Nationen gesetzt, um
angesichts der Anwendung des
Übereinkommens bis zu diesem
Zeitpunkt zu prüfen, ob es einer
Revision bedarf. Nachdem das
Übereinkommen fünf Jahre in
Kraft gewesen ist, wird jedoch
auf Antrag eines Drittels der
Vertragsstaaten und mit Zu-
stimmung der Mehrheit der
Vertragsstaaten eine Konferenz
der Vertragsstaaten zur Überprü-
fung des Übereinkommens ein-
berufen. Bei einer solchen Über-
prüfung sind insbesondere alle
einschlägigen technischen Ent-
wicklungen zu berücksichtigen,
einschließlich derjenigen, die
sich auf die Identifizierung von
Weltraumgegenständen bezie-
hen.

Artikel XI
Jeder Vertragsstaat kann von

diesem Übereinkommen ein Jahr
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nach dessen Inkrafttreten durch
eine schriftliche, an den General-
sekretär der Vereinten Nationen
gerichtete Notifikation zurück-
treten. Der Rücktritt wird ein
Jahr nach Eingang dieser Notifi-
kation wirksam.

Artikel XII

Die Urschrift dieses Über-
einkommens, dessen arabischer,
chinesischer, englischer, fran-
zösischer, russischer und spani-
scher Wortlaut gleichermaßen
authentisch ist, wird beim Gene-
ralsekretär der Vereinten Natio-
nen hinterlegt, der allen Unter-
zeichnerstaaten und allen bei-
tretenden Staaten beglaubigte
Abschriften übermittelt.

ZU URKUND DESSEN
haben die von ihren Regierungen
hierzu gehörig befugten Unter-
zeichneten dieses Übereinkom-
men, das am 14. Jänner 1975 in
New York zur Unterzeichnung
aufgelegt wurde, unterschrieben.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 6. März 1980 hinterlegt; das Übereinkommen ist gemäß seinem Artikel VIII
Absatz 4 am selben Tag für Österreich in Kraft getreten.

Nach den bis 31. März 1980 eingelangten Mitteilungen des Generalsekretärs der Vereinten Na-
tionen haben folgende weitere Staaten das Übereinkommen ratifiziert oder sind ihm beigetreten:

Belgien, Bulgarien, Bundesrepublik Deutschland (einschließlich West-Berlin), Dänemark,
Deutsche Demokratische Republik, Frankreich, Jugoslawien, Kanada, Kuba, Mexiko, Niger, Peru,
Polen, Schweden, Schweiz, Seychellen, Sowjetunion, Spanien, Tschechoslowakei, Ukraine, Ungarn,
Uruguay, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland [einschließlich der Assoziierten
Staaten (Antigua, Dominika, St. Kitts-Nevis-Anguilla, St. Lucia und St. Vincent), der Gebiete
unter territorialer Oberhoheit des Vereinigten Königreichs, der Salomon-Inseln und des Staates
Brunei], Vereinigte Staaten von Amerika, Weißrußland, Zypern.

Kreisky
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